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Text

I. Teil: Allgemeine Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechts
Allgemeine Voraussetzungen der Strafbarkeit

8 1. (1) Als Verwaltungsibertretung kann eine Tat (Handlung oder Unterlassung) nur bestraft
werden, wenn sie vor ihrer Begehung mit Strafe bedroht war.

(2) Die Strafe richtet sich nach dem zur Zeit der Tat geltenden Recht, es sei denn, dass das zur Zeit
der Entscheidung geltende Recht in seiner Gesamtauswirkung fiir den Téter glinstiger wére.

8 2. (1) Sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, sind nur die im Inland
begangenen Verwaltungsubertretungen strafbar.

(2) Eine Ubertretung ist im Inland begangen, wenn der Tater im Inland gehandelt hat oder hatte
handeln sollen oder wenn der zum Tatbestand gehdrende Erfolg im Inland eingetreten ist.

(3) Niemand darf wegen einer Verwaltungsibertretung an einen anderen Staat ausgeliefert werden,
und eine von einer auslédndischen Behdrde wegen einer Verwaltungstibertretung verhéngte Strafe darf im
Inland nicht vollstreckt werden, es sei denn, dass in Staatsvertragen ausdriicklich anderes bestimmt ist.
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Zurechnungsfahigkeit

8 3. (1) Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen BewuBtseinsstérung, wegen krankhafter
Storung der Geistestatigkeit oder wegen Geistesschwéche unfahig war, das Unerlaubte der Tat einzusehen
oder dieser Einsicht geméaR zu handeln.

(2) War die Fahigkeit zur Zeit der Tat aus einem dieser Grinde in hohem Grad vermindert, so ist das
als mildernder Umstand bei der Bemessung der Strafe zu berlicksichtigen. Das gilt aber nicht fir
Bewultseinsstorungen, die auf selbst verschuldeter Trunkenheit beruhen.

8 4. (1) Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat das 14. Lebensjahr noch nicht zuriickgelegt hat.

(2) War der Téter zur Zeit der Tat zwar 14, aber noch nicht 18 Jahre alt (Jugendlicher), so wird sie
ihm nicht zugerechnet, wenn er aus besonderen Griinden noch nicht reif genug war, das Unerlaubte der
Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemaf zu handeln.

Schuld

8 5. (1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift (iber das Verschulden nicht anderes bestimmt, genugt zur
Strafbarkeit fahrlassiges Verhalten. Fahrlassigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei
Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand -einer
Verwaltungsubertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehort und der Téter nicht
glaubhaft macht, dal3 ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft.

(1a) Abs. 1 zweiter Satz gilt nicht, wenn die Verwaltungsubertretung mit einer Geldstrafe von uber
50 000 Euro bedroht ist.

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Tater zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur
dann, wenn sie erwiesenermalien unverschuldet ist und der Tater das Unerlaubte seines Verhaltens ohne
Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte.

§ 6. Eine Tat ist nicht strafbar, wenn sie durch Notstand entschuldigt oder, obgleich sie dem
Tatbestand einer Verwaltungsiibertretung entspricht, vom Gesetz geboten oder erlaubt ist.

Anstiftung und Beihilfe

§ 7. Wer vorsatzlich veranlaflt, da ein anderer eine Verwaltungsibertretung begeht, oder wer
vorsatzlich einem anderen die Begehung einer Verwaltungstibertretung erleichtert, unterliegt der auf diese
Ubertretung gesetzten Strafe, und zwar auch dann, wenn der unmittelbare Tater selbst nicht strafbar ist.

Versuch

8 8. (1) Sofern eine Verwaltungsvorschrift den Versuch einer Verwaltungsiibertretung ausdricklich
fur strafbar erklért, unterliegt der Strafe, wer vorsatzlich eine zur wirklichen Ausibung fiihrende
Handlung unternimmt.

(2) Wegen Versuches wird nicht bestraft, wer aus freien Stiicken die Ausfuhrung aufgibt oder
verhindert oder den Erfolg abwendet.

Besondere Falle der Verantwortlichkeit

89. (1) Fur die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen oder
eingetragene Personengesellschaften ist, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und
soweit nicht verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt sind, strafrechtlich verantwortlich, wer zur
Vertretung nach aufRen berufen ist.

(2) Die zur Vertretung nach auBen Berufenen sind berechtigt und, soweit es sich zur Sicherstellung
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit als erforderlich erweist, auf Verlangen der Behérde verpflichtet,
aus ihrem Kreis eine oder mehrere Personen als verantwortliche Beauftragte zu bestellen, denen fiir das
ganze Unternehmen oder fiir bestimmte rdumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens
die Verantwortung fir die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften obliegt. Fur bestimmte raumlich oder
sachlich abgegrenzte Bereiche des Unternehmens kénnen aber auch andere Personen zu verantwortlichen
Beauftragten bestellt werden.

(3) Eine natlrliche Person, die Inhaber eines rdumlich oder sachlich gegliederten Unternehmens ist,
kann fir bestimmte réumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche ihres Unternehmens einen
verantwortlichen Beauftragten bestellen.

(4) Verantwortlicher Beauftragter kann nur eine Person mit Hauptwohnsitz im Inland sein, die
strafrechtlich verfolgt werden kann, ihrer Bestellung nachweislich zugestimmt hat und der fur den ihrer
Verantwortung unterliegenden klar abzugrenzenden Bereich eine entsprechende Anordnungsbefugnis
zugewiesen ist. Das Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland gilt nicht fur Staatsangehorige von EWR-
Vertragsstaaten, falls Zustellungen im Verwaltungsstrafverfahren durch Staatsvertrage mit dem
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Vertragsstaat des Wohnsitzes des verantwortlichen Beauftragten oder auf andere Weise sichergestellt
sind.

(5) Verletzt der verantwortliche Beauftragte auf Grund einer besonderen Weisung des Auftraggebers
eine Verwaltungsvorschrift, so ist er dann nicht verantwortlich, wenn er glaubhaft zu machen vermag, dal
ihm die Einhaltung dieser Verwaltungsvorschrift unzumutbar war.

(6) Die zur Vertretung nach aul’en berufenen Personen im Sinne des Abs. 1 sowie Personen im Sinne
des Abs. 3 bleiben trotz Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten — unbeschadet der Falle des 8§ 7 —
strafrechtlich verantwortlich, wenn sie die Tat vorsétzlich nicht verhindert haben.

(7) Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften sowie die in Abs. 3 genannten
natiirlichen Personen haften fiir die Uber die zur Vertretung nach auBen Berufenen oder (ber einen
verantwortlichen Beauftragten verhangten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und
die Verfahrenskosten zur ungeteilten Hand.

Strafen

8 10. (1) Strafart und Strafsatz richten sich nach den Verwaltungsvorschriften, soweit in diesem
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist.

(2) Soweit filr Verwaltungsiibertretungen, insbesondere auch fiir die Ubertretung ortspolizeilicher
Vorschriften, keine besondere Strafe festgesetzt ist, werden sie mit Geldstrafe bis zu 218 Euro oder mit
Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen bestraft.

Verhéngung einer Freiheitsstrafe

8 11. Eine Freiheitsstrafe darf nur verhdngt werden, wenn dies notwendig ist, um den Tater von
weiteren Verwaltungstibertretungen gleicher Art abzuhalten.

8 12. (1) Die Mindestdauer der Freiheitsstrafe betragt zwolf Stunden. Eine Freiheitsstrafe von mehr
als zwei Wochen darf nur verhangt werden, wenn dies wegen besonderer Erschwerungsgriinde geboten
ist. Eine langere als eine sechswochige Freiheitsstrafe darf nicht verhangt werden.

(2) Darf nach 8 11 eine Freiheitsstrafe nicht verhdngt werden, so ist die flir die Tat neben der
Freiheitsstrafe angedrohte Geldstrafe zu verhdngen. Ist eine solche nicht vorgesehen, so ist eine
Geldstrafe bis zu 2 180 Euro zu verhangen.

Verhéngung einer Geldstrafe

8 13. Abgesehen von Organstrafverfigungen ist mindestens eine Geldstrafe von 7 Euro zu
verhangen.

8 14. (1) Geldstrafen diurfen nur insoweit eingetrieben werden, als dadurch weder der notwendige
Unterhalt des Bestraften und derjenigen, zu deren Unterhalt ihn das Gesetz verpflichtet, noch die
Erfallung der Pflicht, den Schaden gutzumachen, gefahrdet wird.

(2) Mit dem Tod des Bestraften erlischt die VVollstreckbarkeit der Geldstrafe.
Widmung von Geldstrafen
8 15. Geldstrafen sowie der Erlds verfallener Sachen flieRen, sofern die Verwaltungsvorschriften

nicht anderes bestimmen,
1.dem Land flr Zwecke der Sozialhilfe, bestehen aber Sozialhilfeverbande, dem
Sozialhilfeverband, in dessen Gebiet die Strafe verhangt wurde, zu;
2.dem Bund zu, sofern ein Bundesgesetz im Wirkungsbereich einer Landespolizeidirektion
vollzogen wurde.
Ersatzfreiheitsstrafe

8 16. (1) Wird eine Geldstrafe verhangt, so ist zugleich fir den Fall ihrer Uneinbringlichkeit eine
Ersatzfreiheitsstrafe festzusetzen.

(2) Die Ersatzfreiheitsstrafe darf das Hochstmal® der fur die Verwaltungsibertretung angedrohten
Freiheitsstrafe und, wenn keine Freiheitsstrafe angedroht und nicht anderes bestimmt ist, zwei Wochen
nicht Ubersteigen. Eine Ersatzfreiheitsstrafe von mehr als sechs Wochen ist nicht zuléssig. Sie ist ohne
Bedachtnahme auf § 12 nach den Regeln der Strafbemessung festzusetzen.

Verfall

8 17. (1) Sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, dirfen nur Gegenstande fiir
verfallen erklart werden, die im Eigentum des Taters oder eines Mitschuldigen stehen oder ihnen vom
Verfiigungsberechtigten (berlassen worden sind, obwohl dieser hétte erkennen missen, daf} die
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Uberlassung des Gegenstandes der Begehung einer mit Verfall bedrohten Verwaltungsiibertretung dienen
werde.

(2) Gegenstande, die nach Abs. 1 verfallsbedroht sind, hinsichtlich deren aber eine an der strafbaren
Handlung nicht als Tater oder Mitschuldiger beteiligte Person ein Pfandrecht oder Zurlickbehaltungsrecht
nachweist, dirfen nur fir verfallen erklart werden, wenn die betreffende Person fahrldssig dazu
beigetragen hat, daR mit diesem Gegenstand die strafbare Handlung begangen wurde, oder bei Erwerb
ihres Rechtes von der Begehung der den Verfall begrindenden strafbaren Handlung wulte oder héatte
wissen missen.

(3) Kann keine bestimmte Person verfolgt oder bestraft werden, so kann auf den Verfall selbstandig
erkannt werden, wenn im tbrigen die Voraussetzungen dafir vorliegen. Die Zustellung solcher Bescheide
kann auch durch 6ffentliche Bekanntmachung bewirkt werden.

8§ 18. Verfallene Gegensténde sind, sofern in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist
oder die Gegenstdnde nicht wegen ihrer Beschaffenheit vernichtet werden missen, nutzbringend zu
verwerten. Nahere Vorschriften dartiber kdnnen durch Verordnung getroffen werden.

Strafbemessung

8 19. (1) Grundlage fur die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintréachtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (88 40 bis 46) sind uberdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in
Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht schon die Strafdrohung
bestimmen, gegeneinander abzuwagen. Auf das Ausmal des Verschuldens ist besonders Bedacht zu
nehmen. Unter Beriicksichtigung der Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des
Strafgesetzbuches sinngemal anzuwenden. Die Einkommens- und Vermdgensverhéltnisse und allféllige
Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berticksichtigen.

Anrechnung der Vorhaft

8§19a. (1) Die verwaltungsbehordliche und eine allfallige gerichtliche Verwahrungs- oder
Untersuchungshaft sind auf die zu verhédngende Strafe insoweit, als sie nicht bereits auf eine andere Strafe
angerechnet worden sind, anzurechnen, wenn sie der Tater

1. wegen der Tat, fur die er bestraft wird, oder
2. sonst nach der Begehung dieser Tat wegen des Verdachtes einer Verwaltungsibertretung
erlitten hat.

(2) Werden Strafen verschiedener Art verhangt, so ist die Vorhaft zundchst auf die Freiheitsstrafe
anzurechnen.

(3) Fur die Anrechnung der Vorhaft auf in Geld bemessene Unrechtsfolgen ist die an deren Stelle
tretende Ersatzfreiheitsstrafe maRgebend.

(4) Eine Anrechnung gemaR Abs. 1 ist nur vorzunehmen, wenn der Behorde die anzurechnende Haft
bekannt ist oder der Beschuldigte eine Anrechnung vor Erlassung des Straferkenntnisses beantragt.

AuRerordentliche Milderung der Strafe

§20. Uberwiegen die Milderungsgriinde die Erschwerungsgriinde betrachtlich oder ist der
Beschuldigte ein Jugendlicher, so kann die Mindeststrafe bis zur Hélfte unterschritten werden.

Zusammentreffen von strafbaren Handlungen

§22. (1) Soweit die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, ist eine Tat als
Verwaltungsubertretung nur dann strafbar, wenn sie nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet.

(2) Hat jemand durch mehrere selbststandige Taten mehrere Verwaltungsibertretungen begangen
oder fallt eine Tat unter mehrere einander nicht ausschlieBende Strafdrohungen, so sind die Strafen
nebeneinander zu verhdngen. Dasselbe gilt bei einem Zusammentreffen von Verwaltungsibertretungen
mit anderen von einer Verwaltungsbehdrde zu ahndenden strafbaren Handlungen.

I1. Teil: Verwaltungsstrafverfahren
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

8 24. Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das AVG auch im
Verwaltungsstrafverfahren. Die 88 2, 3, 4, 11, 12, 13 Abs. 8, 14 Abs. 3 zweiter Satz, 37 zweiter Satz, § 39
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Abs. 3 bis 5, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 57, 68 Abs.2 und 3, 75 und 78 bis 82 AVG sind im
Verwaltungsstrafverfahren nicht anzuwenden.

§ 25. (1) Verwaltungsibertretungen sind mit Ausnahme des Falles des § 56 von Amts wegen zu
verfolgen.

(2) Die der Entlastung des Beschuldigten dienlichen Umstédnde sind in gleicher Weise zu
berticksichtigen wie die belastenden.

(3) Die Gerichte und Verwaltungsbehdrden sind nicht verpflichtet, der Behorde die Begehung einer
Verwaltungsubertretung anzuzeigen, wenn die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und
die Intensitét seiner Beeintrachtigung durch die Tat gering sind.

Zustandigkeit

826. (1) Enthalten die Verwaltungsvorschriften (ber die sachliche Zustindigkeit keine
Bestimmungen, so sind in Verwaltungsstrafsachen die Bezirksverwaltungsbehdrden zustandig.

(2) In Verwaltungsstrafsachen in den Angelegenheiten des sachlichen Wirkungsbereiches der
Landespolizeidirektionen ist jedoch im Gebiet einer Gemeinde, fiir das die Landespolizeidirektion
zugleich Sicherheitsbehdrde erster Instanz ist, die Landespolizeidirektion zusténdig.

(3) Ob und inwieweit die Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes durch Austibung der in diesem
Bundesgesetz geregelten Befugnisse am Strafverfahren mitzuwirken haben, bestimmen die
Verwaltungsvorschriften.

§ 27. (1) Ortlich zustandig ist die Behorde, in deren Sprengel die Verwaltungstibertretung begangen
worden ist, auch wenn der zum Tatbestand gehtdrende Erfolg in einem anderen Sprengel eingetreten ist.

(2) Ist danach die Zustandigkeit mehrerer Behorden begriindet oder ist es ungewif3, in welchem
Sprengel die Ubertretung begangen worden ist, so ist die Behérde zustandig, die zuerst eine
Verfolgungshandlung (8 32 Abs. 2) vorgenommen hat.

(2a) Ist die Verwaltungsubertretung nicht im Inland begangen worden, so richtet sich die
Zustandigkeit
1. in Verwaltungsstrafsachen, die sich auf den Betrieb eines Unternehmens oder die Ausiibung
einer sonstigen dauernden Tatigkeit beziehen: zunéchst nach dem Ort, an dem das Unternehmen
betrieben oder die Tatigkeit ausgelbt wird, dann nach dem Hauptwohnsitz des Beschuldigten,
dann nach seinem Aufenthalt;

2. in sonstigen Verwaltungsstrafsachen: zunédchst nach dem Hauptwohnsitz des Beschuldigten, dann
nach seinem Aufenthalt.

Wenn keiner dieser Zusténdigkeitsgriinde in Betracht kommen kann, ist die Behorde zusténdig, die zuerst
von der Verwaltungstbertretung Kenntnis erlangt (§ 28).

(3) Amtshandlungen der Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes gelten, unabhangig davon, wo
sie vorgenommen werden, als Amtshandlungen der ortlich zustdndigen Behérde.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 3 Z 7, BGBI. | Nr. 57/2018)

§ 28. Die Behorde, die zuerst von einer Verwaltungsiibertretung Kenntnis erlangt, ist zur Verfolgung
zustandig, solange nicht ein Umstand hervorgekommen ist, der nach § 27 Abs. 1 die Zustandigkeit einer
anderen Behorde begriindet.

8 29. (1) Die Zustandigkeit einer Behorde fiir das Strafverfahren gegen einen Téter begrindet auch
ihre drtliche Zustandigkeit gegentber allen Mitschuldigen.

(2) Das Strafverfahren gegen alle diese Personen ist womdglich gleichzeitig durchzufiihren. Die
Behorde kann jedoch aus ZweckmaRigkeitsgriinden, insbesondere zur Beschleunigung des Verfahrens,
von der gemeinsamen Durchfiihrung absehen und das Verfahren gegen einzelne Mitbeschuldigte
abgesondert zum Abschluf3 bringen.

§29a. Wenn hiedurch das Verfahren wesentlich vereinfacht oder beschleunigt wird, kann die
zustandige Behorde das Strafverfahren oder den Strafvollzug an die sachlich zustdndige Behorde
Ubertragen, in deren Sprengel der Beschuldigte seinen Hauptwohnsitz oder Aufenthalt hat. Das
Strafverfahren darf nur an eine Behorde im selben Bundesland, der Strafvollzug nur an eine
Bezirksverwaltungsbehdrde oder Landespolizeidirektion, insoweit diese zugleich Sicherheitsbehtrde
erster Instanz ist, Ubertragen werden.
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Zusammentreffen verschiedener strafbarer Handlungen

830. (1) Liegen einem Beschuldigten wvon verschiedenen Behdrden zu ahndende
Verwaltungsibertretungen oder eine  Verwaltungsiibertretung und eine andere von einer
Verwaltungsbehdrde oder einem Gericht zu ahndende strafbare Handlung zur Last, so sind die strafbaren
Handlungen unabhéngig voneinander zu verfolgen, und zwar in der Regel auch dann, wenn die strafbaren
Handlungen durch ein und dieselbe Tat begangen worden sind.

(2) Ist aber eine Tat von den Behérden nur zu ahnden, wenn sie nicht den Tatbestand einer in die
Zustandigkeit anderer Verwaltungsbehorden oder der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, und
ist es zweifelhaft, ob diese Voraussetzung erfullt ist, so hat die Behdrde das Strafverfahren auszusetzen,
bis Uber diese Frage von der sonst in Betracht kommenden Verwaltungsbehdrde oder vom Gericht
rechtskréaftig entschieden ist.

(3) Hat die Behorde vor dieser Entscheidung ein Straferkenntnis erlassen, so darf es vorlaufig nicht
vollstreckt werden. Ergibt sich spéater, daB3 das Verwaltungsstrafverfahren nicht hatte durchgefihrt werden
sollen, so hat die Behdrde das Straferkenntnis auBer Kraft zu setzen und das Verfahren einzustellen.

(4) Die Gerichte und die sonst in Betracht kommenden Verwaltungsbehdrden haben eine entgegen
Abs. 3 vollstreckte Verwaltungsstrafe auf die von ihnen wegen derselben Tat verhdngte Strafe
anzurechnen.

Verjahrung

8 31. (1) Die Verfolgung einer Person ist unzuléssig, wenn gegen sie binnen einer Frist von einem
Jahr keine Verfolgungshandlung (8 32 Abs. 2) vorgenommen worden ist. Diese Frist ist von dem
Zeitpunkt zu berechnen, an dem die strafbare Tatigkeit abgeschlossen worden ist oder das strafbare
Verhalten aufgehort hat; ist der zum Tatbestand gehdrende Erfolg erst spéter eingetreten, so lauft die Frist
erst von diesem Zeitpunkt.

(2) Die Strafbarkeit einer Verwaltungstbertretung erlischt durch Verjahrung. Die Verjahrungsfrist
betragt drei Jahre und beginnt in dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt. In die Verjahrungsfrist werden nicht
eingerechnet:

1. die Zeit, wahrend deren nach einer gesetzlichen Vorschrift die Verfolgung nicht eingeleitet oder
fortgesetzt werden kann;

2. die Zeit, wahrend deren wegen der Tat gegen den Téater ein Strafverfahren bei der
Staatsanwaltschaft, beim Gericht oder bei einer anderen Verwaltungsbehorde gefiihrt wird,;

3. die Zeit, wéhrend deren das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung einer Vorfrage
ausgesetzt ist;

4. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder
vor dem Gerichtshof der Européischen Union.

(3) Eine Strafe darf nicht mehr vollstreckt werden, wenn seit ihrer rechtskréftigen Verhangung drei
Jahre vergangen sind. In die Verjahrungsfrist werden nicht eingerechnet:

1. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder
vor dem Gerichtshof der Européischen Union;

2. Zeiten, in denen die Strafvollstreckung unzuldssig, ausgesetzt, aufgeschoben oder unterbrochen
war;

3. Zeiten, in denen sich der Bestrafte im Ausland aufgehalten hat.

Beschuldigter

8 32. (1) Beschuldigter ist die im Verdacht einer Verwaltungsubertretung stehende Person von dem
Zeitpunkt der ersten von der Behorde gegen sie gerichteten Verfolgungshandlung bis zum Abschluf? der
Strafsache. Der Beschuldigte ist Partei im Sinne des AVG.

(2) Verfolgungshandlung ist jede von einer Behdrde gegen eine bestimmte Person als Beschuldigten
gerichtete Amtshandlung (Ladung, Vorfiihrungsbefehl, Vernehmung, Ersuchen um Vernehmung,
Beratung, Strafverfligung u. dgl.), und zwar auch dann, wenn die Behorde zu dieser Amtshandlung nicht
zustandig war, die Amtshandlung ihr Ziel nicht erreicht oder der Beschuldigte davon keine Kenntnis
erlangt hat.

(3) Eine Verfolgungshandlung, die gegen einen zur Vertretung nach auflen Berufenen (8 9 Abs. 1)
gerichtet ist, gilt auch als Verfolgungshandlung gegen die anderen zur Vertretung nach aulen Berufenen
und die verantwortlichen Beauftragten. Eine Verfolgungshandlung, die gegen den Unternehmer (§ 9
Abs. 3) gerichtet ist, gilt auch als Verfolgungshandlung gegen die verantwortlichen Beauftragten.
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Verteidiger

§ 32a. Beschuldigte haben in jeder Lage des Verfahrens das Recht, mit einem Verteidiger Kontakt
aufzunehmen, ihn zu bevollméchtigen und sich mit ihm zu besprechen, ohne dabei tiberwacht zu werden.
Als Verteidiger sind die in § 48 Abs. 1 Z 5 der Strafprozeordnung 1975 — StPO, BGBI. Nr. 631/1975,
genannten Personen zugelassen.

Vernehmung

8§ 33. (1) Jeder Beschuldigte ist bei Beginn seiner ersten Vernehmung tber den VVornamen und den
Familiennamen, Tag und Ort der Geburt, die Staatsangehérigkeit, den Personenstand, die Beschéftigung
und den Wohnort sowie Uber die Einkommens- und Vermdgensverhéltnisse und allféllige Sorgepflichten
zu befragen. Sind die Angaben dartiber schon in den Akten enthalten, so sind sie dem Beschuldigten zur
Anerkennung oder Richtigstellung vorzuhalten.

(2) Der Beschuldigte ist, erforderlichenfalls unter Beiziehung eines Dolmetschers, in einer fir ihn
verstandlichen Sprache tber die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen, Uber das Recht, sich zur Sache
zu auBern oder nicht auszusagen, und dber das Recht auf Beiziehung eines Verteidigers zu belehren. Der
Umstand der Belehrung sowie der Verzicht auf Beiziehung eines Verteidigers sind schriftlich
festzuhalten.

(3) Der Beschuldigte darf zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen nicht gezwungen werden.
Er darf nicht durch Zwangsmittel, Drohungen, Versprechungen oder Vorspiegelungen zu AuRerungen
gendtigt oder bewogen werden. Die Stellung von Fragen, in welchen eine nicht zugestandene Tatsache als
bereits zugestanden angenommen wird, ist nicht zuldssig. Fragen, wodurch Umstdnde vorgehalten
werden, die erst durch die Antwort festgestellt werden sollen, diirfen erst dann gestellt werden, wenn der
Befragte nicht in anderer Weise zu einer Erklarung tber dieselben gefiihrt werden konnte; die Fragen sind
in solchen Féllen wdrtlich in die Niederschrift aufzunehmen. Der Beschuldigte darf nicht durch
Zwangsstrafen zur Herausgabe von Tatgegenstanden und Beweismitteln verhalten werden.

Beratung

§33a. (1) Stellt die Behorde eine Ubertretung fest und sind die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die Tat und das Verschulden
des Beschuldigten gering, so hat ihn die Behorde, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht anderes
bestimmen, mit dem Ziel einer mdglichst wirksamen Beendigung des strafbaren Verhaltens oder der
strafbaren Tatigkeiten zu beraten und ihn schriftlich unter Angabe der festgestellten Sachverhalte
aufzufordern, innerhalb einer angemessenen Frist den den Verwaltungsvorschriften und behdérdlichen
Verfligungen entsprechenden Zustand herzustellen.

(2) Wird der schriftlichen Aufforderung innerhalb der von der Behérde festgelegten oder erstreckten
Frist entsprochen, dann ist die weitere Verfolgung einer Person wegen jener Ubertretungen, betreffend
welche der den Rechtsvorschriften und behérdlichen Verfligungen entsprechende Zustand hergestellt
worden ist, unzuléssig.

(3) Die Intensitat der Beeintrachtigung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes ist jedenfalls nicht
gering, wenn die Ubertretung nachteilige Auswirkungen auf Personen oder Sachgiiter bewirkt hat oder
das Auftreten solcher Auswirkungen bei auch nur kurzem Andauern des strafbaren Verhaltens oder der
strafbaren Tatigkeiten zu erwarten ist.

(4) Die Intensitat der Beeintrachtigung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes gilt als gering,
wenn geringfigige Abweichungen von technischen MafRen festgestellt wurden und keine der im Abs. 3
genannten Umsténde vorliegen.

(5) Abs. 1 und 2 sind jedenfalls nicht anzuwenden auf

1. Ubertretungen von Verwaltungsvorschriften, die zur Strafbarkeit vorsatzliches Verhalten
erfordern;

2. Ubertretungen, die innerhalb der letzten drei Jahre vor Feststellung der Ubertretung bereits
Gegenstand einer Beratung und schriftlichen Aufforderung durch die Behdrde waren oder zu
denen einschlagige noch nicht getilgte Verwaltungsstrafen bei der Behorde aufscheinen;

3. Ubertretungen, die Anlass zu in den Verwaltungsvorschriften vorgesehenen einstweiligen
Zwangs- und Sicherungsmanahmen geben;

4. Ubertretungen, fir welche die Verwaltungsvorschriften die MaRnahme der Entziehung von
Berechtigungen vorsehen.
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Vorlaufiges Absehen von der Einleitung oder Fortfiihrung des Strafverfahrens

8§ 34. Die Behdrde kann von der Einleitung oder Fortfilhrung des Strafverfahrens vorlaufig absehen,
solange
1. die Strafverfolgung voraussichtlich nicht méglich ist oder
2. die Strafverfolgung voraussichtlich einen Aufwand verursachen wiirde, der gemessen an der
Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und der Intensitat seiner Beeintrachtigung
durch die Tat unverhaltnismaRig ware.
Bei einer wesentlichen Anderung der fir diese Beurteilung maRgeblichen Umstinde ist das
Strafverfahren einzuleiten oder fortzufihren.

Information der Medien

§ 34a. (1) Den Behérden obliegt die Information der Medien (8§ 1 des Mediengesetzes — MedienG,
BGBI. Nr.314/1981) Uber die von ihnen gefiihrten Ermittlungsverfahren nach MaRgabe der
nachstehenden Absatze unter Beriicksichtigung des Interesses der Offentlichkeit an sachlicher
Information uber Verfahren von 6ffentlicher Bedeutung.

(2) Eine Information der Medien ist nur zuldssig, wenn durch ihren Zeitpunkt und Inhalt die
Personlichkeitsrechte der betroffenen Personen, der Grundsatz der Unschuldsvermutung sowie der
Anspruch auf ein faires Verfahren nicht verletzt werden.

(3) Auskunfte sind nicht zu erteilen, soweit schutzwirdige Geheimhaltungsinteressen
entgegenstehen oder wenn durch die Auskunft der Zweck des Ermittlungsverfahrens gefahrdet wére.

2. Abschnitt
Sicherung der Strafverfolgung und der Strafvollstreckung

Identitatsfeststellung

8 34b. Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung der Identitét einer
Person ermdchtigt, wenn diese auf frischer Tat betreten oder unmittelbar danach entweder glaubwiirdig
der Tatbegehung beschuldigt oder mit Gegenstdnden betreten wird, die auf ihre Beteiligung an der Tat
hinweisen. § 35 Abs. 2 und 3 des Sicherheitspolizeigesetzes — SPG, BGBI. Nr. 566/1991, ist sinngemaR
anzuwenden.

Festnahme

8 35. Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes dirfen auBer den gesetzlich besonders
geregelten Féllen Personen, die auf frischer Tat betreten werden, zum Zweck ihrer Vorfuhrung vor die
Behorde festnehmen, wenn

1. der Betretene dem anhaltenden Organ unbekannt ist, sich nicht ausweist und seine Identitét auch
sonst nicht sofort feststellbar ist oder

2. begriindeter Verdacht besteht, daf er sich der Strafverfolgung zu entziehen suchen werde, oder

3. der Betretene trotz Abmahnung in der Fortsetzung der strafbaren Handlung verharrt oder sie zu
wiederholen sucht.

8 36. (1) Jeder Festgenommene ist unverziglich der ndchsten sachlich zustdndigen Behérde zu
Ubergeben oder aber, wenn der Grund der Festnahme schon vorher wegféllt, freizulassen. Die Behorde
hat den Angehaltenen unverziglich zu vernehmen. Hat er von seinem Recht auf Beiziehung eines
Verteidigers Gebrauch gemacht, so ist die Vernehmung bis zum Eintreffen des Verteidigers
aufzuschieben, es sei denn, dass damit eine erhebliche Geféhrdung der Ermittlungen oder eine
Beeintrachtigung von Beweismitteln verbunden wadre; eine solche Beschrénkung des Rechts auf
Beiziehung eines Verteidigers ist schriftlich festzuhalten. Die Anhaltung darf keinesfalls langer als 24
Stunden dauern.

(2) Fur die Anhaltung gilt 8 53c Abs. 1 und 2 sinngeméaR; das Erfordernis gentigenden Tageslichtes
kann jedoch entfallen, sofern ausreichende kiinstliche Beleuchtung vorhanden ist.

(3) Dem Festgenommenen ist ohne unndtigen Aufschub zu gestatten, einen Angehdrigen (8 36a
AVG) oder eine sonstige Person seines Vertrauens zu verstdndigen und Kontakt mit einem Verteidiger
aufzunehmen und diesen zu bevollméchtigen. Einem Festgenommenen, der nicht dsterreichischer
Staatsbirger ist, ist ferner zu gestatten, die konsularische Vertretung seines Heimatstaates unverziglich
von der Festnahme zu verstdndigen und mit dieser Kontakt aufzunehmen. Bestehen gegen eine
Verstdndigung durch den Festgenommenen selbst Bedenken, so hat die Behdrde die Verstdndigung
vorzunehmen.
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(4) Der Angehaltene darf von Angehdrigen (§ 36a AVG), von seinem Verteidiger sowie von den
konsularischen Vertretern seines Heimatstaates besucht werden. Fir den Brief- und Besuchsverkehr gilt
§ 53¢ Abs. 3 bis 5 sinngemaR.

Rechtsbelehrung

§ 36a. Der Beschuldigte ist sogleich oder unmittelbar nach seiner Festnahme schriftlich in einer fr
ihn verstandlichen Sprache U(ber die Grinde seiner Festnahme und die gegen ihn erhobenen
Anschuldigungen, uber sein Recht auf Akteneinsicht, tber sonstige wesentliche Rechte im Verfahren
(8 33 Abs. 2, § 36 Abs. 1 letzter Satz, Abs. 3 erster und zweiter Satz) und dariiber zu informieren, dass er
berechtigt ist, Zugang zu dringender medizinischer Versorgung zu erhalten. Ist die schriftliche Belehrung
in einer Sprache, die der Beschuldigte versteht, nicht verfligbar, so ist er mindlich unter Beiziehung eines
Dolmetschers zu belehren und die schriftliche Ubersetzung ist ihm nachzureichen. Der Umstand der
Belehrung ist schriftlich festzuhalten.

Sicherheitsleistung

§ 37. (1) Die Behorde kann dem Beschuldigten mit Bescheid auftragen, einen angemessenen Betrag
als Sicherheit zu erlegen oder durch Pfandbestellung oder taugliche Birgen, die sich als Zahler
verpflichten, sicherzustellen,

1. wenn begrindeter Verdacht besteht, dass sich der Beschuldigte der Strafverfolgung oder der
Strafvollstreckung entziehen werde, oder
2. wenn andernfalls
a) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung voraussichtlich nicht méglich ware oder
b) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung voraussichtlich einen Aufwand verursachen
wirde, der gemessen an der Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und der
Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die Tat unverhéltnismaiig ware.

(2) Die Sicherheit darf das Hochstmall der angedrohten Geldstrafe nicht Ubersteigen. Fir den Fall,
dal die aufgetragene Sicherheitsleistung nicht unverziglich erfolgt, kann die Behérde als Sicherheit
verwertbare Sachen beschlagnahmen, die dem Anschein nach dem Beschuldigten gehdren; ihr Wert soll
die Hohe des zuldssigen Betrages der Sicherheit nicht Gibersteigen.

(3) Die Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen einen Bescheid geméR Abs. 1 oder 2 hat keine
aufschiebende Wirkung.

(4) Die Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird oder die gegen den Beschuldigten
verhdngte Strafe vollzogen ist, oder nicht binnen zwdlf Monaten der Verfall ausgesprochen wurde. Die
als Sicherheit beschlagnahmte Sache wird auch frei, wenn vom Beschuldigten die aufgetragene Sicherheit
in Geld erlegt oder sonst sichergestellt wird oder ein Dritter Rechte an der Sache glaubhaft macht.

(5) Die Sicherheit ist fur verfallen zu erkléren, sobald feststeht, dass die Strafverfolgung oder die
Strafvollstreckung nicht méglich ist. § 17 ist sinngemé&R anzuwenden.

(6) Fur die Verwertung verfallener Sachen gilt § 18, wobei aus der verfallenen Sicherheit zunéchst
die allenfalls verhdngte Geldstrafe und sodann die Kosten des Strafverfahrens sowie die Verwahrungs-
und Verwertungskosten zu decken sind. Nach Abzug dieser Posten verbleibende Restbetrdge sind dem
Beschuldigten auszufolgen. Im Ubrigen gelten fiir die Widmung der verfallenen Sicherheit dieselben
Vorschriften wie fiir Geldstrafen.

§ 37a. (1) Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind erméchtigt, von Personen, die auf
frischer Tat betreten werden, eine vorlaufige Sicherheit einzuheben,
1. wenn die Voraussetzungen des § 35 Z 1 und 2 fiir eine Festnahme vorliegen oder
2. wenn andernfalls
a) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung erheblich erschwert sein kénnte oder
b) die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung einen Aufwand verursachen kénnte, der
gemessen an der Bedeutung des strafrechtlich geschitzten Rechtsgutes und der Intensitat
seiner Beeintréchtigung durch die Tat unverhaltnismagig ware.
Besondere Erméchtigungen in den Verwaltungsvorschriften bleiben unberlhrt. § 50 Abs. 3, Abs. 5,
Abs. 6 erster Satz sowie Abs. 8 sind sinngeméal anzuwenden.

(2) Die vorlaufige Sicherheit darf das Hochstmal der angedrohten Geldstrafe nicht Ubersteigen.

(3) Leistet der Betretene im Fall des Abs. 1 Z 2 die vorléufige Sicherheit nicht, so kann das Organ
verwertbare Sachen, die dem Anschein nach dem Betretenen gehdren und deren Wert das Hochstmal? der
angedrohten Geldstrafe nicht ibersteigt, vorlaufig sicherstellen.

www.ris.bka.gv.at Seite 9 von 22



R | S Bundesrecht konsolidiert

(4) Uber die vorlaufige Sicherheit ist sofort eine Bescheinigung auszustellen. Die vorlaufige
Sicherheit ist der Behorde mit der Anzeige unverziglich vorzulegen.

(5) Die vorlaufige Sicherheit wird frei, wenn das Verfahren eingestellt wird oder die gegen den
Beschuldigten verhdngte Strafe vollzogen ist oder wenn nicht binnen zwolf Monaten gemaR § 37 Abs. 5
der Verfall ausgesprochen wird. § 37 Abs. 4 letzter Satz gilt sinngemaR.

Zeugen

8§ 38. Die Angehdrigen (§ 36a AVG) des Beschuldigten, die mit seiner Obsorge betrauten Personen,
sein Erwachsenenvertreter, sein Vorsorgebevollméchtigter nach Wirksamwerden der Vorsorgevollmacht
oder die von ihm in einer dieser Eigenschaften vertretenen Person sind von der Aussagepflicht befreit.

Beschlagnahme von Verfallsgegenstéanden

8§ 39. (1) Liegt der Verdacht einer Verwaltungsubertretung vor, fur die der Verfall von Gegenstédnden
als Strafe vorgesehen ist, so kann die Behorde zur Sicherung des Verfalles die Beschlagnahme dieser
Gegenstande anordnen.

(2) Bei Gefahr im Verzug kénnen auch die Organe der offentlichen Aufsicht aus eigener Macht
solche Gegenstdnde vorldufig sicherstellen. Sie haben darliiber dem Betroffenen sofort eine
Bescheinigung auszustellen und der Behdrde die Anzeige zu erstatten.

(3) Die Behorde kann an Stelle der Beschlagnahme den Erlag eines Geldbetrages anordnen, der dem
Wert der der Beschlagnahme unterliegenden Sache entspricht.

(4) Ist die Beschlagnahme anders nicht durchfuhrbar, so kénnen auch dem Verfall nicht
unterliegende Behdltnisse, in denen sich die mit Beschlag belegten Gegenstédnde befinden, vorlaufig
beschlagnahmt werden; sie sind jedoch tunlichst bald zuriickzustellen.

(5) Unterliegen die beschlagnahmten Gegenstande raschem Verderben oder lassen sie sich nur mit
unverhaltnismaRigen Kosten aufbewahren und ist ihre Aufbewahrung nicht zur Sicherung des Beweises
erforderlich, so kdnnen sie offentlich versteigert oder zu dem von der Behorde zu ermittelnden Preis
verdulRert werden. Der Erlds tritt an die Stelle der verduBerten Gegenstdnde. Die VerdufRerung wegen
unverhéltnisméRiger Aufbewahrungskosten unterbleibt, wenn rechtzeitig ein zur Deckung dieser Kosten
ausreichender Betrag erlegt wird.

(6) Die Beschwerde beim Verwaltungsgericht gegen einen Bescheid gemalR Abs. 1 oder 3 hat keine
aufschiebende Wirkung.

Zwangsgewalt

8 39a. Die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes sind ermachtigt, verhadltnisméRigen und
angemessenen Zwang anzuwenden, um die ihnen nach den 88 34b, 35, 37a Abs. 3 und 39 Abs. 2
eingerdumten Befugnisse durchzusetzen. Dabei haben sie unter Achtung der Menschenwirde und mit
maoglichster Schonung der Person vorzugehen. Fiir den Waffengebrauch gelten die Bestimmungen des
Waffengebrauchsgesetzes 1969, BGBI. Nr. 149/1969.

3. Abschnitt: Ordentliches Verfahren

8 40. (1) Sieht die Behorde nicht schon auf Grund der Anzeige oder der dariiber gepflogenen
Erhebungen von der Verfolgung ab (8 45), so hat sie dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, sich zu
rechtfertigen.

(2) Die Behorde kann den Beschuldigten zu diesem Zweck zur Vernehmung laden oder ihn
auffordern, nach seiner Wahl entweder zu einem bestimmten Zeitpunkt zu seiner Vernehmung zu
erscheinen oder sich bis zu diesem Zeitpunkt schriftlich zu rechtfertigen. Dabei ist der Beschuldigte auf
sein Recht hinzuweisen, zur Vernehmung einen Verteidiger seiner Wahl beizuziehen.

(3) Halt sich der Beschuldigte nicht in der Gemeinde auf, in der die Behdrde ihren Sitz hat, so kann
sie die Vernehmung des Beschuldigten durch die Gemeinde seines Aufenthaltsortes veranlassen.
8 41. (1) Die Ladung (8 19 AVG) hat zu enthalten:
1. die deutliche Bezeichnung der dem Beschuldigten zur Last gelegten Tat sowie die in Betracht
kommende Verwaltungsvorschrift;

2. die Aufforderung, die der Verteidigung dienlichen Tatsachen vorzubringen und die der
Verteidigung dienlichen Beweismittel mitzubringen oder der Behdrde so rechtzeitig bekannt zu
geben, dass sie zur Vernehmung noch herbeigeschafft werden kénnen.

(2) Die Ladung kann auch die Androhung enthalten, dal’ das Strafverfahren, wenn der Beschuldigte
der Ladung ungerechtfertigt keine Folge leistet, ohne seine Anhdrung durchgefiihrt werden kann. Diese
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Rechtsfolge kann nur eintreten, wenn sie in der Ladung angedroht und wenn die Ladung dem
Beschuldigten zu eigenen Handen zugestellt worden ist.
8§ 42. (1) Die Aufforderung nach § 40 Abs. 2 hat zu enthalten:

1. die deutliche Bezeichnung der dem Beschuldigten zur Last gelegten Tat sowie die in Betracht
kommende Verwaltungsvorschrift;

2. die Aufforderung, sich entweder binnen der gesetzten Frist schriftlich oder zu dem zur
Vernehmung bestimmten Zeitpunkt miindlich zu rechtfertigen und die der Verteidigung
dienlichen Tatsachen und Beweismittel der Beh&rde bekanntzugeben, widrigenfalls die Behorde
das Strafverfahren ohne seine Anhérung durchfiihren werde.

(2) Diese Aufforderung ist zu eigenen Handen zuzustellen.

8 43. (1) Wird der Beschuldigte zur Vernehmung vor die erkennende Behdrde geladen oder ihr
vorgefihrt, so ist das Strafverfahren in mindlicher Verhandlung durchzufiihren und nach der Aufnahme
der erforderlichen Beweise womdglich sogleich der Bescheid (Straferkenntnis oder Einstellung) zu
verkinden.

(2) Kann der Bescheid nicht sofort auf Grund der miindlichen Verhandlung erlassen werden, so ist
dem Beschuldigten, der an der Verhandlung teilgenommen hat, sofern er nicht darauf verzichtet hat, vor
der Erlassung des Straferkenntnisses Gelegenheit zu geben, sich zum Ergebnis der spéter
vorgenommenen Erhebungen, wenn sie im Straferkenntnis berlcksichtigt werden sollen, zu &ul3ern.

(3) Der Beschuldigte kann zur mundlichen Verhandlung eine an der Sache nicht beteiligte Person
seines Vertrauens beiziehen.

(4) Hat der Beschuldigte bei seiner Vernehmung einen Verteidiger beigezogen, so darf sich dieser an
der Vernehmung beteiligen, indem er nach deren Abschluss oder nach thematisch zusammenhangenden
Abschnitten ergénzende Fragen an den Beschuldigten richtet oder Erklarungen abgibt. Wahrend der
Vernehmung darf sich der Beschuldigte nicht mit dem Verteidiger tUber die Beantwortung einzelner
Fragen beraten.

8 44. (1) Die Niederschrift tber den Gang der miindlichen Verhandlung hat zu enthalten:

1. die Behorde;

2. den Vornamen und den Familiennamen, Tag und Ort der Geburt, die Staatsangehdrigkeit, den
Personenstand, die Beschéftigung und den Wohnort des Beschuldigten;

3. den Namen eines allfélligen Verteidigers des Beschuldigten;
. die deutliche Bezeichnung der dem Beschuldigten zur Last gelegten Tat;

. die wesentlichen Aussagen der Zeugen und Sachverstdndigen und die sonstigen
Beweisergebnisse;

. die Rechtfertigung oder das Gesténdnis des Beschuldigten;
. den Spruch;

. die Begrindung (8§ 60 AVG);

. die Rechtsmittelbelehrung;

10. das Datum des Bescheides;

11. das Datum der Verkiindung.

(2) Alle Angaben in der Niederschrift sind mit moglichster Kiirze abzufassen. Sind die in Abs. 1 Z 2
bis 5 bezeichneten Angaben bereits schriftlich in den Akten niedergelegt, so geniigt in der Niederschrift
ein kurzer Hinweis auf die beziliglichen Aktenstiicke.

(3) Von der Aufnahme der in Abs. 1 bezeichneten Niederschrift kann abgesehen werden,

1. wenn der Beschuldigte einer nach 8 41 Abs. 2 erfolgten Ladung oder einer nach § 42 Abs. 1 Z 2
ergangenen Aufforderung zur Rechtfertigung ungerechtfertigt keine Folge geleistet hat und das
Verfahren ohne seine Anhérung durchgefiihrt wird. In diesem Fall ist ein Aktenvermerk uber die
Tatsache der erfolgten Ladung oder Aufforderung zur Rechtfertigung aufzunehmen;

2. wenn der Beschuldigte vor der erkennenden oder ersuchten Behdrde ein volles Gestandnis ablegt
und weitere Beweise nicht aufgenommen werden. In diesem Fall sind das Gesténdnis und der
Verhandlungstag schriftlich festzuhalten.

8§ 44a. Der Spruch hat, wenn er nicht auf Einstellung lautet, zu enthalten:

1. die als erwiesen angenommene Tat;

2. die Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist;

3. die verhéngte Strafe und die angewendete Gesetzesbestimmung;

o1~
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4. den etwaigen Ausspruch Uber privatrechtliche Anspriiche;
5. im Fall eines Straferkenntnisses die Entscheidung iber die Kosten.

8 44b. (1) Jedes Straferkenntnis hat eine Belehrung iber das Recht des Beschuldigten, im Verfahren
vor dem Verwaltungsgericht einen  Verfahrenshilfeverteidiger zu erhalten (840 des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes — VWGVG, BGBI. | Nr. 33/2013), zu enthalten.

(2) Abs. 1 ist nicht auf Verwaltungsiibertretungen anzuwenden,
1. die mit einer Geldstrafe von bis zu 7 500 Euro und keiner Freiheitsstrafe bedroht sind oder
2. fur die bereits ein Verfahren nach den Bestimmungen des 4. Abschnittes durchgefiihrt worden
ist.
§ 45. (1) Die Behorde hat von der Einleitung oder Fortfihrung eines Strafverfahrens abzusehen und
die Einstellung zu verfiigen, wenn

1. die dem Beschuldigten zur Last gelegte Tat nicht erwiesen werden kann oder keine
Verwaltungsiibertretung bildet;

2. der Beschuldigte die ihm zur Last gelegte Verwaltungsibertretung nicht begangen hat oder
Umstande vorliegen, die die Strafbarkeit aufheben oder ausschlief3en;

3. Umstande vorliegen, die die Verfolgung ausschlieRRen;

4. die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner
Beeintrachtigung durch die Tat und das Verschulden des Beschuldigten gering sind;

5. die Strafverfolgung nicht moglich ist;

6. die Strafverfolgung einen Aufwand verursachen wirde, der gemessen an der Bedeutung des
strafrechtlich geschitzten Rechtsgutes und der Intensitat seiner Beeintrachtigung durch die Tat
unverhaltnismalig wére.

Anstatt die Einstellung zu verfligen, kann die Behorde dem Beschuldigten im Fall der Z 4 unter Hinweis
auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit Bescheid eine Ermahnung erteilen, wenn dies geboten
erscheint, um ihn von der Begehung strafbarer Handlungen gleicher Art abzuhalten.

(2) Wird die Einstellung verflgt, so genigt ein Aktenvermerk mit Begrindung, es sei denn, daf3
einer Partei gegen die Einstellung Beschwerde beim Verwaltungsgericht zusteht oder die Erlassung eines
Bescheides aus anderen Griinden notwendig ist. Die Einstellung ist, soweit sie nicht bescheidmaRig
erfolgt, dem Beschuldigten mitzuteilen, wenn er nach dem Inhalt der Akten von dem gegen ihn
gerichteten Verdacht wuRte.

8 46. (1) Den Parteien, denen gegen den Bescheid Beschwerde beim Verwaltungsgericht zusteht, ist
von Amts wegen eine Ausfertigung des Bescheides zuzustellen, wenn ihnen der Bescheid nicht mandlich
verkiindet worden ist. Sonst ist eine schriftliche Ausfertigung nur auf Verlangen einer Partei zuzustellen.

(1a) Ist der Beschuldigte der deutschen Sprache nicht hinreichend kundig, so ist dem Straferkenntnis
eine Ubersetzung in einer fir den Beschuldigten verstindlichen Sprache anzuschlieRen. Sofern dies einem
fairen Verfahren nicht entgegensteht, kann die Ubersetzung durch auszugsweise Darstellung des
wesentlichen Inhalts ersetzt werden. Die Pflicht zur Ubersetzung des Straferkenntnisses ist nicht auf
Verwaltungsubertretungen anzuwenden, die mit einer Geldstrafe von bis zu 7 500 Euro und keiner
Freiheitsstrafe bedroht sind oder wegen denen bereits ein Verfahren nach den Bestimmungen des
4. Abschnittes durchgefiihrt worden ist.

(2) Die schriftliche Ausfertigung des Bescheides hat die Bezeichnung der Behorde, den Vornamen
und den Familiennamen sowie den Wohnort der Parteien, den Spruch, die Begriindung, die
Rechtsmittelbelehrung, die Belehrung lber das Recht auf Beigabe eines Verfahrenshilfeverteidigers im
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht gemaf § 44b und das Datum des Bescheides zu enthalten.

(3) Wird Uber einen Soldaten eine Strafe verhdngt, so ist davon dem Disziplinarvorgesetzten
Mitteilung zu machen.

4. Abschnitt: Abgekurztes Verfahren
Strafverfligung

847. (1) Wenn von einem Gericht, einer Verwaltungsbehdrde, einem Organ der 6ffentlichen
Aufsicht oder einem militarischen Organ im Wachdienst auf Grund eigener dienstlicher Wahrnehmung
oder eines vor ihnen abgelegten Gestandnisses eine Verwaltungsiibertretung angezeigt oder wenn das
strafbare Verhalten auf Grund von Verkehrsiberwachung mittels bildverarbeitender technischer
Einrichtungen festgestellt wird, dann kann die Behorde ohne weiteres Verfahren durch Strafverfiigung
eine Geldstrafe bis zu 600 Euro festsetzen. In der Strafverfigung kann auch auf den Verfall
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beschlagnahmter Sachen oder ihres Erloses erkannt werden, wenn der Wert der beschlagnahmten Sachen
200 Euro nicht tbersteigt.

(2) Das oberste Organ kann, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, durch
Verordnung zur Verfahrensbheschleunigung einzelne Tatbestdnde von Verwaltungsibertretungen
bestimmen, fur die die Behdrde durch Strafverfigung eine unter Bedachtnahme auf § 19 Abs. 1 im
Vorhinein festgesetzte Geldstrafe bis zu 500 Euro verhéngen darf.

8§ 48. In der Strafverfiigung miissen angegeben sein:

1. die Behorde, die die Strafverfiigung erlaft;

2. der Vorname und der Familienname sowie der Wohnort des Beschuldigten;

3. die Tat, die als erwiesen angenommen ist, ferner die Zeit und der Ort ihrer Begehung;
. die Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist;
5. die verhéngte Strafe und die angewendete Gesetzesbestimmung;
6. allenfalls der Ausspruch lber die vom Beschuldigten zu ersetzenden Kosten (8 64 Abs. 3);
7. die Belehrung tber den Einspruch (§ 49).

849. (1) Der Beschuldigte kann gegen die Strafverfligung binnen zwei Wochen nach deren

Zustellung Einspruch erheben und dabei die seiner Verteidigung dienlichen Beweismittel vorbringen. Der

Einspruch kann auch mindlich erhoben werden. Er ist bei der Behdrde einzubringen, die die
Strafverfiigung erlassen hat.

(2) Wenn der Einspruch rechtzeitig eingebracht und nicht binnen zwei Wochen zuriickgezogen wird,
ist das ordentliche Verfahren einzuleiten. Der Einspruch gilt als Rechtfertigung im Sinne des § 40. Wenn
im Einspruch ausdriicklich nur das Ausmal? der verhéngten Strafe oder die Entscheidung Uber die Kosten
angefochten wird, dann hat die Behorde, die die Strafverfligung erlassen hat, dariiber zu entscheiden. In
allen anderen Fallen tritt durch den Einspruch, soweit er nicht binnen zwei Wochen zurtickgezogen wird,
die gesamte Strafverfligung auBer Kraft. In dem auf Grund des Einspruches ergehenden Straferkenntnis
darf keine hohere Strafe verhdngt werden als in der Strafverfligung.

(3) Wenn ein Einspruch nicht oder nicht rechtzeitig erhoben oder zuriickgezogen wird, ist die
Strafverfligung zu vollstrecken.

I

Anonymverfugung

8 49a. (1) Das oberste Organ kann, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen,
durch Verordnung zur Verfahrensbheschleunigung einzelne Tatbestdnde von Verwaltungsubertretungen
bestimmen, fur die die Behdrde durch Anonymverfiigung eine unter Bedachtnahme auf 8 19 Abs. 1 im
Vorhinein festgesetzte Geldstrafe bis zu 365 Euro vorschreiben darf.

(2) Hat das oberste Organ durch Verordnung gemafld Abs. 1 eine Geldstrafe im Vorhinein festgesetzt
und beruht die Anzeige auf der dienstlichen Wahrnehmung eines Organs der ¢ffentlichen Aufsicht oder
auf Verkehrsuberwachung mittels bildverarbeitender technischer Einrichtungen, so kann die Behdrde die
Geldstrafe ohne Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe durch Anonymverfiigung vorschreiben.

(3) In der Anonymverfligung missen angegeben sein:

1. die Behorde, die sie erlait, und das Datum der Ausfertigung;

2. die Tat, die als erwiesen angenommen ist, ferner die Zeit und der Ort ihrer Begehung;

3. die Verwaltungsvorschrift, die durch die Tat verletzt worden ist;

4. die verhangte Strafe und die angewendete Gesetzesbestimmung;

5. die Belehrung Uber die in Abs. 6 getroffene Regelung.
(4) Der Anonymverfugung ist ein zur postalischen Einzahlung des Strafbetrages geeigneter Beleg

beizugeben. Der Beleg hat eine Identifikationsnummer zu enthalten, die automationsunterstiitzt gelesen
werden kann. § 50 Abs. 5 gilt sinngemaR.

(5) Die Anonymverfligung ist einer Person zuzustellen, von der die Behdérde mit Grund annehmen
kann, daB sie oder ein flr sie gemal 8§ 9 verantwortliches Organ den Téater kennt oder leicht feststellen
kann.

(6) Die Anonymverfligung ist keine Verfolgungshandlung. Gegen sie ist kein Rechtsmittel zulassig.
Sie wird gegenstandslos, wenn nicht binnen vier Wochen nach Ausfertigung die Einzahlung des
Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 4) erfolgt. Ist die Anonymverfiigung gegenstandslos geworden, so hat
die Behorde den Sachverhalt moglichst zu kldren und Nachforschungen nach dem unbekannten Téter
einzuleiten. Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 4) gilt auch die
Uberweisung des vorgeschriebenen Strafbetrages oder eines hoheren Betrages auf das im Beleg
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angegebene Konto, wenn der Uberweisungsauftrag die automationsunterstiitzt lesbare, vollstindige und
richtige Identifikationsnummer des Beleges enthalt und der Strafbetrag dem Konto des
Uberweisungsempféngers fristgerecht gutgeschrieben wird.

(7) Wird der Strafbetrag mittels Beleges (Abs. 4) fristgerecht eingezahlt, so hat die Behérde von der
Ausforschung des unbekannten Téters endgultig Abstand zu nehmen und jede Verfolgungshandlung zu
unterlassen.

(8) Die Anonymverfigung darf weder in amtlichen Auskiinften erwdhnt noch bei der
Strafbemessung im Verwaltungsstrafverfahren beriicksichtigt werden. Jede (ber Abs.5 und 6
hinausgehende Verkniipfung von Daten mit jenen einer Anonymverfugung im automationsunterstiitzten
Datenverkehr ist unzuléssig. Die Daten einer solchen Anonymverfligung sind spétestens sechs Monate
nach dem Zeitpunkt, in dem sie gegenstandslos geworden oder die Einzahlung des Strafbetrages erfolgt
ist, physisch zu I6schen.

(9) Wird der Strafbetrag nach Ablauf der in Abs. 6 bezeichneten Frist oder nicht mittels Beleges
(Abs. 4) bezahlt und weist der Beschuldigte die Zahlung im Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens nach,
so ist der Strafbetrag zuriickzuzahlen oder anzurechnen.

(10) Wird binnen der in Abs. 6 bezeichneten Frist mittels Beleges (Abs. 4) ein hoherer Betrag als der
durch die Anonymverfiigung vorgeschriebene Strafbetrag eingezahlt, so ist ein Betrag in der Hohe des
Differenzbetrages abziiglich zwei Euro zurlickzuzahlen; bersteigt dieser Betrag zwei Euro nicht, hat
keine Ruckzahlung zu erfolgen.

Organstrafverfiigung

8 50. (1) Die Behorde kann besonders geschulte Organe der &ffentlichen Aufsicht erméchtigen,
wegen bestimmter von ihnen dienstlich wahrgenommener oder vor ihnen eingestandener
Verwaltungsubertretungen mit Organstrafverfligung Geldstrafen einzuheben. Das oberste Organ kann,
soweit die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, durch  Verordnung zur
Verfahrensbeschleunigung einzelne Tatbestdnde von Verwaltungsibertretungen bestimmen, fir die durch
Organstrafverfligung eine unter Bedachtnahme auf § 19 Abs. 1 im Vorhinein festgesetzte Geldstrafe bis
zu 90 Euro eingehoben werden darf.

(2) Die Behorde kann die Organe (Abs. 1) ferner erméchtigen, dem Beanstandeten einen zur
postalischen Einzahlung des Strafbetrages geeigneten Beleg zu (ibergeben, oder, wenn keine bestimmte
Person beanstandet wird, am Tatort zu hinterlassen. Der Beleg hat eine ldentifikationsnummer zu
enthalten, die automationsunterstiitzt gelesen werden kann.

(3) Die Behorde kann einem Organ (Abs. 1) die Erméchtigung entziehen, wenn sie dies fir
erforderlich erachtet.

(4) Eine Organstrafverfugung hat die Tat, die Zeit und den Ort ihrer Begehung, den Strafbetrag und
die Behorde, in deren Namen eingeschritten wurde, anzugeben. Falls ein Beleg gemal Abs. 2 verwendet
wird, hat das Organ zusétzlich jene Daten festzuhalten, die fir eine allfallige Anzeigenerstattung an die
Behorde erforderlich sind.

(5) Die Gestaltung der fir die Organstrafverfiigung zu verwendenden Drucksorten, die Art ihrer
Ausstellung und die Gebarung mit diesen Drucksorten sowie mit den eingehobenen Strafbetrdgen sind
durch Verordnung der Bundesregierung zu regeln.

(5a) Das Organ (Abs. 1) kann von der Einhebung einer Geldstrafe mit Organstrafverfiigung absehen,
wenn die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitét seiner Beeintrachtigung
durch die Tat und das Verschulden des Beanstandeten gering sind; eine Anzeige an die Behdrde ist in
diesem Fall nicht zu erstatten. Das Organ kann jedoch den Beanstandeten in einem solchen Fall in
geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens aufmerksam machen.

(6) Gegen die Organstrafverfiigung ist kein Rechtsmittel zuldssig. Verweigert der Beanstandete die
Zahlung des Strafbetrages oder die Entgegennahme des Beleges (Abs. 2), so ist die Organstrafverfiigung
gegenstandslos. Die Unterlassung der Einzahlung mittels Beleges (Abs. 2) binnen einer Frist von zwei
Wochen gilt als Verweigerung der Zahlung des Strafbetrages; der Lauf der Frist beginnt mit Ablauf des
Tages, an dem der Beleg am Tatort hinterlassen oder dem Beanstandeten tbergeben wurde. Im Fall der
Verweigerung der Zahlung des Strafbetrages oder der Entgegennahme des Beleges (Abs. 2) ist die
Anzeige an die Behorde zu erstatten. Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges
(Abs. 2) gilt auch die Uberweisung des einzuhebenden Strafbetrages oder eines héheren Betrages auf das
im Beleg angegebene Konto, wenn der Uberweisungsauftrag die automationsunterstiitzt lesbare,
vollstdndige und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthalt und der Strafbetrag dem Konto des
Uberweisungsempfingers fristgerecht gutgeschrieben wird.
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(7) Wird der Strafbetrag nach Ablauf der in Abs. 6 bezeichneten Frist oder nicht mittels Beleges
(Abs. 2) bezahlt und weist der Beschuldigte die Zahlung im Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens nach,
so ist der Strafbetrag zurtickzuzahlen oder anzurechnen.

(7a) Wird binnen der in Abs. 6 bezeichneten Frist mittels Beleges (Abs. 2) ein héherer Betrag als der
durch die Organstrafverfiigung eingehobene Strafbetrag eingezahlt, so ist ein Betrag in der Hohe des
Differenzbetrages abziiglich zwei Euro zuriickzuzahlen; (bersteigt dieser Betrag zwei Euro nicht, hat
keine Ruckzahlung zu erfolgen.

(8) Die Behorde kann die Organe (Abs. 1) erméchtigen, dem Beanstandeten zu gestatten, den
einzuhebenden Strafbetrag auch in bestimmten fremden Wahrungen oder mit Scheck oder Kreditkarte zu
entrichten. Wird der Strafbetrag mit Kreditkarte entrichtet, so ist der mit dem Kreditkartenunternehmen
vereinbarte Abschlag von demjenigen zu tragen, dem die Geldstrafe gewidmet ist.

(9) Die Organe des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Vornahme von Handlungen im Sinne
der Abs. 1, 2 und 8 erméchtigt.

5. Abschnitt: Sonstige Abanderung von Bescheiden
Wiederaufnahme des Verfahrens zum Nachteil des Beschuldigten

8§ 52. Die Wiederaufnahme eines durch Einstellung abgeschlossenen Strafverfahrens ist nur
innerhalb der in § 31 Abs. 1 bezeichneten Frist zuléssig.

Abéanderung und Aufhebung von Amts wegen

§52a. (1) Von Amts wegen konnen der Beschwerde beim Verwaltungsgericht nicht mehr
unterliegende Bescheide, durch die das Gesetz zum Nachteil des Bestraften offenkundig verletzt worden
ist, sowohl von der Behdrde als auch in Ausiibung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht
kommenden Oberbehdrde aufgehoben oder abgeéndert werden. § 68 Abs. 7 AVG gilt sinngemaR.

(2) Die Folgen der Bestrafung sind wiedergutzumachen. Soweit dies nicht moglich ist, ist geman
dem Strafrechtlichen Entschadigungsgesetz 2005 (StEG 2005), BGBI. I Nr. 125/2004, zu entschadigen.
Die Ersatzpflicht trifft jenen Rechtstréger, in dessen Namen die Behorde in der Angelegenheit gehandelt
hat.

I11. Teil: Strafvollstreckung

Vollzug von Freiheitsstrafen

8 53. (1) Die Freiheitsstrafe ist im Haftraum der Behorde oder jener Behorde zu vollziehen, der der
Strafvollzug gemé&R § 29a Ubertragen wurde. Kdnnen diese Behorden die Strafe nicht vollziehen oder
verlangt es der Bestrafte, so ist die dem stdndigen Aufenthalt des Bestraften nachstgelegene
Bezirksverwaltungsbehorde oder Landespolizeidirektion um den Strafvollzug zu ersuchen, wenn sie Uber
einen Haftraum verfligt. Kann auch diese Behorde die Strafe nicht vollziehen, so ist der Leiter des
gerichtlichen Gefangenenhauses, in dessen Sprengel der Bestrafte seinen standigen Aufenthalt hat, um
den Strafvollzug zu ersuchen. Dieser hat dem Ersuchen zu entsprechen, soweit dies ohne
Beeintréchtigung anderer gesetzlicher Aufgaben mdglich ist.

(2) Im unmittelbaren Anschlul an eine gerichtliche Freiheitsstrafe, oder wenn andernfalls die
Untersuchungshaft zu verhdngen ware, darf die von der Verwaltungsbehorde verhéngte Freiheitsstrafe
auch sonst in einem gerichtlichen Gefangenenhaus vollzogen werden; mit Zustimmung des Bestraften ist
der AnschluRvollzug auch in einer Strafvollzugsanstalt zuldssig.

Zustandige Behorde

853a. Alle Anordnungen und Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Vollzug der
Freiheitsstrafe obliegen bis zum Strafantritt der Behorde oder jener Behorde, der der Strafvollzug geméaR
8§ 29a Uibertragen wurde. Mit Strafantritt stehen diese Anordnungen und Entscheidungen, soweit nicht das
Vollzugsgericht zustdndig ist, der Verwaltungsbehtrde zu, der gemalR 8§ 53 der Strafvollzug obliegt
(Strafvollzugsbehorde).

Einleitung des Vollzuges von Freiheitsstrafen

8 53b. (1) Ein Bestrafter auf freiem FuR, der die Strafe nicht sofort antritt, ist aufzufordern, die
Freiheitsstrafe binnen einer bestimmten angemessenen Frist anzutreten.

(2) Kommt der Bestrafte der Aufforderung zum Strafantritt nicht nach, so ist er zwangsweise
vorzufihren. Dies ist ohne vorherige Aufforderung sofort zu veranlassen, wenn die begriindete Sorge
besteht, dal? er sich durch Flucht dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen werde. § 36 Abs. 1 zweiter
Satz und 8§ 36 Abs. 3 sind anzuwenden.
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(3) Wird gegen das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem die Freiheitsstrafe verhangt
wurde, Revision beim Verwaltungsgerichtshof oder Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof erhoben,
so ist mit dem Vollzug der Freiheitsstrafe bis zu deren Entscheidung zuzuwarten. Dies gilt nicht, wenn
die Voraussetzungen des Abs. 2 zweiter Satz vorliegen.

Durchfuhrung des Strafvollzuges

§ 53c. (1) Haftlinge durfen ihre eigene Kleidung tragen und sich, ohne dazu verpflichtet zu sein,
angemessen beschaftigen. Sie dirfen sich selbst verkdstigen, wenn dies nach den verfligharen
Einrichtungen weder die Aufsicht und Ordnung beeintrachtigt noch unverhaltnismaBigen
Verwaltungsmehraufwand verursacht. Sie sind tunlichst von Héftlingen, die nach anderen Bestimmungen
als nach diesem Bundesgesetz angehalten werden, ménnliche Héftlinge jedenfalls von weiblichen
Haftlingen getrennt zu halten.

(2) Haftlinge sind in einfach und zweckmaRig eingerichteten Rdumen mit ausreichendem Luftraum
und geniigend Tageslicht unterzubringen. Die Haftrdume sind gut zu liiften und in der kalten Jahreszeit
entsprechend zu heizen. Bei Dunkelheit sind sie auBerhalb der Zeit der Nachtruhe so zu beleuchten, daR
die Haftlinge ohne Gefahrdung des Augenlichtes lesen und arbeiten kénnen. Es ist dafir zu sorgen, daf3
die Haftlinge Vorfélle, die das unverzigliche Einschreiten eines Aufsichtsorgans erforderlich machen
kénnten, diesem jederzeit zur Kenntnis bringen kdnnen.

(3) Ihr Briefverkehr darf nicht beschrankt, sondern nur durch Stichproben Uberwacht werden.
Schriftstiicke, die offenbar der Vorbereitung oder Weiterfiihrung strafbarer Handlungen oder deren
Verschleierung dienen, sind zuriickzuhalten. Geld- oder Paketsendungen sind frei. Pakete sind in
Gegenwart des Haftlings zu 6ffnen. Sachen, die die Sicherheit und Ordnung gefahrden kdnnen, sind ihm
jedoch erst bei der Entlassung auszufolgen, sofern sie nicht wegen ihrer Beschaffenheit vernichtet werden
mussen.

(4) Haftlinge durfen innerhalb der Amtsstunden Besuche empfangen, soweit dies unter
Bertcksichtigung der erforderlichen Uberwachung ohne Gefahrdung der Sicherheit und Ordnung sowie
ohne Beeintrachtigung des Dienstbetriebes mdglich ist.

(5) Der Brief- und Besuchsverkehr von Haftlingen mit inlandischen Behdrden und Rechtsbeistdnden
sowie mit Organen, die durch fiir Osterreich verbindliche internationale Ubereinkommen zum Schutz der
Menschenrechte eingerichtet sind, darf weder beschrankt noch inhaltlich Gberwacht werden. Das gleiche
gilt fiir den Verkehr auslandischer Haftlinge mit konsularischen Vertretern ihres Heimatstaates.

(6) Die obersten Behorden haben fiur den Strafvollzug in  den Haftrdumen der
Bezirksverwaltungsbehorden oder Landespolizeidirektionen eine Hausordnung zu erlassen. Darin sind die
Rechte und Pflichten der Haftlinge unter Bedachtnahme auf die Aufrechterhaltung der Ordnung sowie
unter sinngemafer Berticksichtigung der sich aus dem Strafvollzugsgesetz — StVG, BGBI. Nr. 144/1969
ergebenden Grundsétze des Strafvollzuges und der rdumlichen und personellen Gegebenheiten zu regeln.
Fir diese Haftlinge gelten die §§ 76 ff StVG ber die Unfallfirsorge sinngemaR. Uber die gebiihrenden
Leistungen entscheidet die oberste Behorde.

Vollzug in gerichtlichen Gefangenenh&dusern und Strafvollzugsanstalten

8 53d. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf den Vollzug von
Freiheitsstrafen in gerichtlichen Gefangenenhdusern oder Strafvollzugsanstalten die Bestimmungen des
Strafvollzugsgesetzes lber den Vollzug von Freiheitsstrafen, deren Strafzeit achtzehn Monate nicht
Ubersteigt, mit Ausnahme der 8§ 31 Abs. 2, 32, 45 Abs. 1, 54 Abs. 3, 115, 127, 128, 132 Abs. 4 und 149
Abs.1 und 4 sinngemdBR anzuwenden, soweit dies nicht zu AnlaB und Dauer der von der
Verwaltungsbehorde verhdngten Freiheitsstrafe aufler Verhdltnis steht. Die Entscheidungen des
Vollzugsgerichtes stehen dem Einzelrichter zu.

(2) Soweit Haftlinge eine Arbeitsvergltung zu erhalten haben, ist ihnen diese nach Abzug des
Vollzugskostenbeitrages (§ 32 Abs.2 erster Fall und Abs.3 StVG) zur Génze als Hausgeld
gutzuschreiben.

(3) Wird eine Freiheitsstrafe nach § 53 Abs. 2 in einer Strafvollzugsanstalt vollzogen, so bleiben die
im Strafvollzug gewéhrten Vergiinstigungen und Lockerungen auch fiir den Vollzug der durch eine
Verwaltungsbehorde verhangten Freiheitsstrafe aufrecht.

Vollzug von Freiheitsstrafen an Jugendlichen
8 53e. (1) Jugendliche Haftlinge sind von Erwachsenen zu trennen.
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(2) Auf den Strafvollzug an Jugendlichen in gerichtlichen Gefangenenhdusern oder
Strafvollzugsanstalten sind die Bestimmungen des Jugendgerichtsgesetzes 1988, BGBI. Nr. 599/1988,
Uber den Jugendstrafvollzug sinngemdf anzuwenden.

Unzuléssigkeit des Vollzuges von Freiheitsstrafen

8 54. (1) An psychisch kranken oder korperlich schwer kranken Personen und an Jugendlichen unter
16 Jahren darf eine Freiheitsstrafe nicht vollzogen werden.

(2) Der Vollzug der Freiheitsstrafe an einer Bestraften, die schwanger ist oder entbunden hat, ist bis
zum Ablauf der achten Woche nach der Entbindung und dartber hinaus so lange auszusetzen, als sich das
Kind in ihrer Pflege befindet, héchstens aber bis zum Ablauf eines Jahres nach der Entbindung. Die
Freiheitsstrafe kann jedoch vollzogen werden, wenn es die Bestrafte verlangt.

(3) Auf Verlangen des Standeskorpers ist der VVollzug einer Freiheitsstrafe an Soldaten, die Prasenz-
oder Ausbildungsdienst leisten, und im Fall eines Einsatzes des Bundesheeres (§ 2 Abs.1 des
Wehrgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 146/2001) oder der unmittelbaren Vorbereitung eines solchen Einsatzes
auch an anderen Soldaten auszusetzen. Auf Verlangen der Zivildienstserviceagentur ist auch der Vollzug
einer Freiheitsstrafe an Personen, die Zivildienst leisten, auszusetzen.

Aufschub und Unterbrechung des Strafvollzuges

8 54a. (1) Auf Antrag des Bestraften kann aus wichtigem Grund der Strafvollzug aufgeschoben
werden, insbesondere wenn
1. durch den sofortigen Vollzug der Freiheitsstrafe die Erwerbsmdoglichkeit des Bestraften oder der
notwendige Unterhalt der ihm gegentber gesetzlich unterhaltsberechtigten Personen geféhrdet
wirde oder

2. dringende Angelegenheiten, die Angehorige (8 36a AVG) betreffen, zu ordnen sind.

(2) Auf Antrag des Bestraften kann aus wichtigem Grund (Abs. 1) auch die Unterbrechung des
Vollzuges der Freiheitsstrafe bewilligt werden. Die Zeit der Unterbrechung des Strafvollzuges ist nicht in
die Strafzeit einzurechnen.

(3) Der Strafvollzug ist auf Antrag oder von Amts wegen fir die Dauer von mindestens sechs
Monaten aufzuschieben oder zu unterbrechen, wenn der Bestrafte wahrend der letzten sechs Monate
schon ununterbrochen sechs Wochen wegen einer von einer Verwaltungsbehorde verhangten Strafe in
Haft war und dem Strafvollzug nicht ausdriicklich zustimmt.

(4) Liegen die Voraussetzungen des § 53b Abs. 2 zweiter Satz vor, darf der Aufschub oder die
Unterbrechung des Strafvollzuges nicht bewilligt werden oder ist dessen bzw. deren Bewilligung von
Amts wegen zu widerrufen.

Vollstreckung von Geldstrafen

8 54b. (1) Rechtskraftig verhdngte Geldstrafen oder sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen sind
binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung,
kann sie unter Setzung einer angemessenen Frist von hdchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach
Ablauf dieser Frist ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte
zur Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu erfolgen und
ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

(1a) Im Fall einer Mahnung gemaR Abs. 1 ist ein pauschalierter Kostenbeitrag in der Hohe von fiinf
Euro zu entrichten. Der Kostenbeitrag flieRt der Gebietskdrperschaft zu, die den Aufwand der Behérde zu
tragen hat.

(1b) Als Grundlage fiir die Einbringung der vollstreckbar gewordenen Mahngebihr ist ein
Rickstandsausweis auszufertigen, der den Namen und die Anschrift des Bestraften, den pauschalierten
Kostenbeitrag und den Vermerk zu enthalten hat, dass der Kostenbeitrag vollstreckbar geworden ist. Der
Rickstandsausweis ist Exekutionstitel im Sinne des § 1 der Exekutionsordnung, RGBI. Nr. 79/1896.

(2) Soweit eine Geldstrafe uneinbringlich ist oder dies mit Grund anzunehmen ist, ist die dem
ausstehenden Betrag entsprechende Ersatzfreiheitsstrafe zu vollziehen. Der Vollzug der
Ersatzfreiheitsstrafe hat zu unterbleiben, soweit die ausstehende Geldstrafe erlegt wird. Darauf ist in der
Aufforderung zum Strafantritt hinzuweisen.

(3) Einem Bestraften, dem aus wirtschaftlichen Griinden die unverzigliche Zahlung nicht zuzumuten
ist, hat die Behorde auf Antrag einen angemessenen Aufschub oder Teilzahlung zu bewilligen, wodurch
die Strafvollstreckung aufgeschoben wird. Die Entrichtung der Geldstrafe in Teilbetragen darf nur mit der
MaRgabe gestattet werden, dass alle noch aushaftenden Teilbetrdge sofort fallig werden, wenn der
Bestrafte mit mindestens zwei Ratenzahlungen in Verzug ist.
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Kosten des Vollzuges von Freiheitsstrafen

§54d. (1) Den Aufwand flr den Vollzug von Freiheitsstrafen hat jene Gebietskdrperschaft zu
tragen, die Rechtstréger jener Einrichtung ist, in der die Freiheitsstrafen vollzogen werden.

(2) AuBer dem Fall des § 53d Abs. 2 haben Haftlinge fiir jeden Hafttag einen Beitrag zu den Kosten
des Vollzuges in der im 8 32 Abs. 2 zweiter Fall StVG vorgesehenen Hohe zu leisten. Eine solche
Verpflichtung entféllt fir jeden Tag, an dem der Héaftling im Interesse einer Gebietskdrperschaft nitzliche
Arbeit leistet, oder soweit ihn daran, dass er keine solche Arbeit leistet, weder ein vorsétzliches noch ein
grob fahrléssiges Verschulden trifft.

(3) Der Kostenbeitrag ist nach Beendigung des Vollzuges durch Bescheid, im Fall des Vollzuges in
einem gerichtlichen Gefangenenhaus oder einer Strafvollzugsanstalt durch Bescheid des
Vollzugsgerichtes vorzuschreiben, wenn er nicht ohne weiteres geleistet wird oder offenkundig
uneinbringlich ist. Der Kostenbeitrag ist nach den Bestimmungen des VVG Uber die Einbringung von
Geldleistungen, im Fall der Vorschreibung durch das Vollzugsgericht nach den fir die Einbringung
gerichtlich festgesetzter Kostenbeitrége geltenden Bestimmungen einzutreiben.

(4) Die Kostenbeitrage flieRen der Gebietskdrperschaft zu, die gemal Abs. 1 den Aufwand flir den
Strafvollzug zu tragen hatte. Dieser sind uneinbringliche Kostenbeitrdge von jener Gebietskdrperschaft zu
refundieren, in deren Vollzugsbereich die Freiheitsstrafe verhangt wurde.

IV. Teil: Straftilgung, besondere Verfahrensvorschriften, Verfahrenskosten
Tilgung der Strafe

8 55. (1) Ein wegen einer Verwaltungsiibertretung verhangtes Straferkenntnis zieht, sofern gesetzlich
nicht anderes bestimmt ist, keinerlei Straffolgen nach sich und gilt mit Ablauf von finf Jahren nach
Eintritt der Rechtskraft als getilgt.

(2) Getilgte Verwaltungsstrafen dirfen in amtlichen Auskinften fur Zwecke eines Strafverfahrens
nicht erwéhnt und bei der Strafbemessung im Verwaltungsstrafverfahren nicht berticksichtigt werden.

Privatanklagesachen

8 56. (1) Die Verwaltungsubertretung der Ehrenkrankung ist nur zu verfolgen und zu bestrafen,
wenn der Verletzte binnen sechs Wochen von dem Zeitpunkt an, in dem er von der
Verwaltungsubertretung und der Person des Téaters Kenntnis erlangt hat, bei der zustdndigen Behorde
einen Strafantrag stellt (Privatanklager).

(2) Der Privatanklager ist Partei im Sinne des AVG. Er kann jederzeit von der Verfolgung
zurlcktreten. Leistet er einer Ladung ungerechtfertigt keine Folge oder kommt er einem sonstigen das
Verfahren betreffenden Auftrag der Behodrde innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, so wird
angenommen, dafl er von der Verfolgung zuriickgetreten ist. In diesen Fallen ist das Verfahren
einzustellen.

(3) Der Privatanklager hat das Recht, gegen die Einstellung Beschwerde beim Verwaltungsgericht zu
erheben.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. I Nr. 33/2013)
Entscheidung tGber privatrechtliche Anspriche

8 57. (1) Soweit die Behorde nach einzelnen Verwaltungsvorschriften im Straferkenntnis auch tber
die aus einer Verwaltungsubertretung abgeleiteten privatrechtlichen Anspriiche zu entscheiden hat, ist der
Anspruchsberechtigte Partei im Sinne des AVG.

(2) Dem Anspruchsberechtigten steht gegen die im Straferkenntnis enthaltene Entscheidung (ber
seine privatrechtlichen Anspriiche kein Rechtsmittel zu. Es steht ihm aber frei, diese Anspriche, soweit
sie ihm nicht im Verwaltungsstrafverfahren zuerkannt worden sind, im ordentlichen Rechtsweg geltend
zu machen.

(3) Der Beschuldigte kann die Entscheidung Uber die privatrechtlichen Anspriiche nur mit
Beschwerde beim Verwaltungsgericht anfechten.

Sonderbestimmungen fur Jugendliche

8§ 58. (1) Die Behorden sollen sich im Strafverfahren gegen Jugendliche nach Mdglichkeit der
Mithilfe der offentlichen Unterrichts(Erziehungs)anstalten und Jugendadmter sowie von Personen und
Korperschaften bedienen, die in der Jugendfiirsorge tétig sind und sich den Behdrden zur Verfligung
stellen. Die Mithilfe kann insbesondere in der Erhebung der persénlichen Verhaltnisse des Jugendlichen,
in der Fursorge fur seine Person und in dem Beistand bestehen, dessen er im Verfahren bedarf.
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(2) Uber Jugendliche, die zur Tatzeit das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, darf eine
Freiheitsstrafe nicht verhdngt werden. Uber andere Jugendliche darf eine Freiheitsstrafe bis zu zwei
Wochen verhdngt werden, wenn dies aus besonderen Grinden geboten ist; der Vollzug einer
Ersatzfreiheitsstrafe, die gleichfalls zwei Wochen nicht ibersteigen darf, wird dadurch nicht beriihrt.

8 59. (1) Die Behdrde hat, wenn sie es im Interesse eines jugendlichen Beschuldigten fiir notwendig
oder zweckméRig hélt, seinen bekannten gesetzlichen Vertreter von der Einleitung des Strafverfahrens
und dem Straferkenntnis zu benachrichtigen.

(2) Der Befragung durch Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes oder der Vernehmung durch
die Behorde eines wegen des Verdachtes einer Verwaltungsubertretung festgenommenen Jugendlichen ist
auf sein Verlangen ein gesetzlicher Vertreter, ein Erziehungsberechtigter oder ein Vertreter des Kinder-
und Jugendhilfetrégers, der Jugendgerichtshilfe oder der Bewahrungshilfe beizuziehen, sofern damit
keine unangemessene Verlangerung der Anhaltung verbunden ware.

(3) Ein jugendlicher Beschuldigter kann zu mindlichen Verhandlungen zwei an der Sache nicht
beteiligte Personen seines Vertrauens beiziehen.

(4) Jugendliche sind Uber ihr Recht gemaR Abs. 2 nach der Festnahme, Gber ihr Recht gemal Abs. 3
in der Ladung zu belehren.

8 60. Der gesetzliche Vertreter eines jugendlichen Beschuldigten hat das Recht, auch gegen den
Willen des Beschuldigten zu dessen Gunsten Beweisantrdge zu stellen und innerhalb der dem
Beschuldigten offenstehenden Frist Rechtsmittel einzulegen, Antrdge auf Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand oder auf Wiederaufnahme des Verfahrens zu stellen.

8 61. Einem jugendlichen Beschuldigten kann von Amts wegen ein Verteidiger bestellt werden,
wenn sein gesetzlicher Vertreter an der strafbaren Handlung beteiligt ist oder wenn es wegen der
geringeren geistigen Entwicklung des Beschuldigten notwendig oder zweckmdRig ist und die
Verteidigung durch den gesetzlichen Vertreter aus irgendeinem Grund nicht Platz greifen kann. Als
Verteidiger kann ein Beamter der Behdrde oder eine andere geeignete Person bestellt werden.

8 62. Erlangt die Behorde von Umstdnden Kenntnis, die eine pflegschaftsbehdrdliche Malinahme
erfordern, so hat sie dem Pflegschaftsgericht davon Mitteilung zu machen.

§ 63. (Entfallt; Art. 111 Abs. 2 der Kundmachung)
Kosten des Strafverfahrens

8 64. (1) In jedem Straferkenntnis ist auszusprechen, daR der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

(2) Dieser Beitrag ist fur das Verfahren erster Instanz mit 10% der verhéngten Strafe, mindestens
jedoch mit 10 Euro zu bemessen; bei Freiheitsstrafen ist zur Berechnung der Kosten ein Tag
Freiheitsstrafe gleich 100 Euro anzurechnen. Der Kostenbeitrag fliet der Gebietskdrperschaft zu, die den
Aufwand der Behdrde zu tragen hat.

(3) Sind im Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens Barauslagen erwachsen (§ 76 AVG), so ist dem
Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, sofern sie nicht durch Verschulden einer anderen
Person verursacht sind; der hienach zu ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis (der
Strafverfiigung), sonst durch besonderen Bescheid ziffernmaBig festzusetzen. Dies gilt nicht flr
Gebiihren, die dem Dolmetscher und Ubersetzer zustehen, der dem Beschuldigten beigestellt wurde.

(Anm.: Abs. 3a aufgehoben durch BGBI. | Nr.33/2013)

(4) Von der Eintreibung der Kostenbeitrdge (Abs. 1 und 8 54d) und der Barauslagen ist abzusehen,
wenn mit Grund angenommen werden darf, dal? sie erfolglos wére.

(5) Die 88 14 und 54b Abs. 1, 1a und 1b sind sinngemal anzuwenden.

(6) Wird einem Antrag des Bestraften auf Wiederaufnahme des Strafverfahrens nicht stattgegeben,
so gelten hinsichtlich der Verpflichtung zur Tragung der Verfahrenskosten sinngemal die
vorhergehenden Bestimmungen.

8 66. (1) Wird ein Strafverfahren eingestellt oder eine verhdngte Strafe infolge Wiederaufnahme des
Verfahrens aufgehoben, so sind die Kosten des Verfahrens von der Behérde zu tragen, falls sie aber schon
gezahlt sind, zurlickzuerstatten.

(2) Dem Privatanklager sind in solchen Fallen nur die durch sein Einschreiten tatsdchlich
verursachten Kosten aufzuerlegen.
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Verweisungen

8 67. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Umsetzung von Richtlinien der Europaischen Union

§68. (1) §46 Abs. 1a und 8§64 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.57/2018
dienen der Umsetzung der Richtlinie 2010/64 EU Uber das Recht auf Dolmetschleistungen und
Ubersetzungen in Strafverfahren, ABI. Nr. L 280 vom 26.10.2010 S. 1.

(2) §33 Abs.2, §36a, §44b und §46 Abs.la in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 57/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2012/13/EU (ber das Recht auf Belehrung und
Unterrichtung in Strafverfahren, ABI. Nr. L 142 vom 01.06.2012 S. 1.

(3) §32a, §33 Abs. 2, §36, §40 Abs. 2, §43 Abs. 4 und §44 Abs.1 Z 3 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 57/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2013/48/EU (ber das Recht
auf Zugang zu einem Rechtsbeistand in Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des
Europdischen Haftbefehls sowie Uber das Recht auf Benachrichtigung eines Dritten bei Freiheitsentzug
und das Recht auf Kommunikation mit Dritten und mit Konsularbehérden wéhrend des Freiheitsentzugs,
ABI. Nr. L 294 vom 06. 11.2013 S. 1.

(4) §34a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr.57/2018 dient der Umsetzung der
Richtlinie 2016/343/EU uber die Starkung bestimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts
auf Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren, ABI. Nr. L 65 vom 11.3.2016 S. 1.

Inkrafttreten

8 69. (1) § 50 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 867/1992 tritt mit 1. Janner 1993
in Kraft.

(2) 8§51 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 666/1993 tritt mit 1. Oktober 1993 in
Kraft.

(3) Die 8853d Abs.1 und 2 sowie 54d Abs.1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.
Nr. 799/1993 treten mit 1. Janner 1994 in Kraft.

(4) § 24, § 29a zweiter Satz, § 31 Abs. 3 letzter Satz, 844 Abs. 1 Z 2, §48 Abs. 1 Z 2, § 49 Abs. 2
letzter Satz, § 51 Abs.1, 3, 6 und 7, §5le, §51h Abs. 3 und 4, §51i, die Uberschriften vor der
Uberschrift zu § 52 und vor § 52a, § 53b Abs. 2 letzter Satz sowie die Uberschriften vor § 66a und vor
8 66b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 620/1995 treten mit 1. Juli 1995 in Kraft.

(5) §51b in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. Nr. 620/1995 tritt mit Ablauf des 30. Juni
1995 auRer Kraft.

(6) 851 Abs. 1 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBI. Nr. 620/1995 ist in Verfahren weiter
anzuwenden, in denen die miindliche Verhandlung bis zum 30. Juni 1995 abgehalten wurde.

(7) 8 49 Abs. 2 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 620/1995 ist fiir Bescheide
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1995 erlassen werden. § 51 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. Nr. 620/1995 ist in Féallen anzuwenden, in denen die Berufung nach dem 30. Juni 1995 eingebracht
wird.

(8) §54 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 158/1998 tritt mit 1. Janner 1998 in
Kraft. Die 88 9 Abs. 1, 3, 4 und 7, 24, 29a, 31 Abs. 1, 32 Abs. 3, 33 Abs. 1 erster Satz, 49a Abs. 4 und 6,
die Uberschrift zu § 50, die §§ 50 Abs. 2, 6 und 8, 51 Abs. 3, 5 und 7, 51a samt Uberschrift, 51c samt
Uberschrift, 51d samt Uberschrift, 51e, 51f Abs. 3, 51i, die Uberschrift zu § 52a, die §§ 52a Abs. 1, 52b
samt Uberschrift, 56 Abs. 3, 65 und 66a samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 158/1998 treten mit 1. Janner 1999 in Kraft. Die Uberschrift nach § 51a tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1998 auBBer Kraft.

(9) 815 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 26/2000 tritt mit 1. Janner 2000 in Kraft.
8§ 54d in der Fassung desselben Bundesgesetzes tritt mit 1. Janner 1997 in Kraft.

(10) 89 Abs. 4, § 12 Abs. 2, § 13, § 37 Abs. 2 und 6, § 37a Abs. 1, Abs. 2 Z 2, Abs. 3 und Abs. 5,
§47 Abs. 1und 2, 8§ 48 Abs. 1 Z 2, § 49a Abs. 1, § 50 Abs. 1 und 6, § 51 Abs. 1, § 51c, § 51e Abs. 3Z 3,
§54a Abs. 3 und §64 Abs.2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 137/2001 treten mit
1. Janner 2002 in Kraft. Zugleich tritt § 54c aulRer Kraft.

(11) 821 Abs.la und 1b, 8§24, §51c und §5le Abs.3 Z3 in der Fassung des
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBI. | Nr. 65/2002, treten mit 1. Janner 2002, jedoch nicht vor dem
der Kundmachung des genannten Gesetzes folgenden Tag, in Kraft.
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(12) Die 884 Abs. 2, 47, 49a Abs. 1 und 50 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 117/2002 treten mit 1. August 2002 in Kraft. Zugleich tritt § 52b letzter Satz auler Kraft.

(13) 82 Abs. 3,89 Abs. 1und 7,815 Z 2, § 26 Abs. 2, 8§ 29a, § 51g Abs. 3 Z 1, § 52a Abs. 2, § 53
Abs. 1, 8 53c Abs. 6 und § 54 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 3/2008 treten
mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes in Kraft. Das VStG-Ubergangsrecht
1991, Anlage 2 zur Kundmachung BGBI. Nr. 52/1991, tritt mit diesem Zeitpunkt auler Kraft.

(14) 8 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 5/2008 tritt mit 1. Janner 2008 in Kraft.

(15) § 26 Abs. 1, § 36 Abs. 3 erster Satz und Abs. 4 erster Satz, die Uberschrift vor § 38 und § 38 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 135/2009 treten mit 1. Janner 2010 in Kraft.

(16) 850 Abs. 3 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBI. | Nr. 111/2010, tritt mit
1. Janner 2011 in Kraft.

(17) § 19 Abs. 2, 8§33 Abs. 1,836 Abs. 3und 4,8 44 Abs. 1 Z 2, 8 46 Abs. 2,848 Abs. 1Z 2, §51a
Abs. 1, 8§ 54 Abs. 3 und § 54a Abs. 1 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 100/2011 treten
mit 1. Janner 2012 in Kraft.

(18) § 36 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 50/2012 tritt mit 1. Janner 2012 in
Kraft. 815 Z 2, §26 Abs. 2, § 293, § 53 Abs. 1 und 8 53c Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. I Nr. 50/2012 treten mit 1. September 2012 in Kraft.

(19) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 33/2013 treten in Kraft:

1. 8 26 Abs. 2 in der Fassung der Z 9 mit 1. September 2012;

2.8 1 Abs. 2, § 22 samt Uberschrift, § 26 Abs. 1 in der Fassung der Z 8, § 27 Abs. 2a, § 30 Abs. 3
erster Satz, § 43 Abs. 2, 8 51 Abs. 7, § 55 Abs. 1, § 64 Abs. 2 in der Fassung der Z 57 und § 64
Abs. 3a mit Ablauf des Monats der Kundmachung dieses Bundesgesetzes;

3. 819 Abs. 1, § 25 Abs. 3, § 31 samt Uberschrift, § 32 Abs. 2, § 34, § 37 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 37a,
841,844 Abs.3Z1, 845 Abs. 1, §47, 8§48, §49a Abs. 1, 2 und 6, 8§ 50 Abs. 1 und 5a, § 52,
§54b Abs. 1, 1a und 3 und § 64 Abs. 5 mit 1. Juli 2013; gleichzeitig tritt § 21 samt Uberschrift
auller Kraft; soweit Bestimmungen in den Verwaltungsvorschriften fir Strafverfligungen,
Anonymverfligungen und Organstrafverfiigungen geringere Hdéchstbetrdge vorsehen als § 47,
8 49a Abs. 1 und § 50 Abs. 1 treten sie ebenfalls gleichzeitig auler Kraft;

4. 8§ 24 zweiter Satz, § 26 in der Fassung der Z 10, § 30 Abs. 3 zweiter Satz, § 37 Abs. 3,
839 Abs. 6, 8§45 Abs. 2 erster Satz, § 46 Abs. 1, die Abschnittsbezeichnung ,,5. Abschnitt:*, § 52a
Abs. 1, 8 53 Abs. 1 erster Satz, § 53a erster Satz, § 56 Abs. 3, 8 57 Abs. 3, § 64 Abs. 1, § 64 Abs. 2 in der
Fassung der Z58 und 8 66 Abs.1 mit 1. Janner 2014; gleichzeitig treten § 23, der 5. Abschnitt des
I1. Teiles samt Uberschrift, § 52b samt Uberschrift, § 56 Abs. 4, § 64 Abs. 3a und § 65 auler Kraft.

(20) Fur das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr.57/2018 geé&nderten oder
eingefligten Bestimmungen und fur das Auferkrafttreten der durch das genannte Bundesgesetz
aufgehobenen Bestimmungen sowie flr den Ubergang zur neuen Rechtslage gilt Folgendes:

1. § 24, § 32a samt Uberschrift, die Uberschrift vor § 33, § 33 Abs. 2 und 3, die Uberschrift vor
§ 34, § 34a samt Uberschrift, § 36 Abs. 1, 3 und 4, § 36a samt Uberschrift, § 40 Abs. 2, § 43
Abs. 4, § 44 Abs. 1, § 44b, § 46 Abs. 1a und 2, § 53c Abs. 5, § 64 Abs. 3, die Anderungen der
Paragraphenbezeichnungen der 88 66a, 66b und 67, der Entfall des § 68 sowie § 68 (neu) samt
Uberschrift treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

2.85 Abs. 1a, § 14 Abs. 1, § 26 Abs. 3, § 27 Abs. 2a Z 1 und Abs. 3, § 30 Abs. 3 erster Satz, § 31
Abs. 3 Z 3, § 32 Abs. 2, § 33a samt Uberschrift, die Uberschrift zum 2. Abschnitt des I1. Teiles,
§ 34b samt Uberschrift, § 37a Abs. 1, Abs. 3 erster Satz und Abs. 4, § 39 Abs. 2 erster Satz,
§ 39a samt Uberschrift, § 41 Abs. 2, § 44 Abs.3 Z 1, § 45 Abs. 1 Z 6 und 7, die Uberschrift vor
den 88 47 bis 49, § 47 Abs. 1 und Abs. 2, § 49 Abs. 2 und Abs. 3, § 49a Abs. 1, Abs. 2, Abs. 6
letzter Satz und Abs. 10, § 50 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 6 letzter Satz, Abs. 7a und Abs. 9, § 52a
Abs. 2 letzter Satz, § 53b Abs. 3, § 53c Abs. 6, 8 53d Abs. 2, § 53e Abs. 2, § 54 Abs. 3, § 54a
Abs. 3 und Abs. 4, § 54b Abs. 1b und Abs. 3 erster Satz, § 54d Abs. 2, § 55 Abs. 2 und 8§ 64
Abs. 5 treten mit 1. J&nner 2019 in Kraft. Zugleich treten 8 27 Abs. 4, § 36 Abs. 2 erster Satz,
§ 37a Abs. 3 letzter Satz und 8 53b Abs. 2 dritter Satz auler Kraft.

3. Verordnungen auf Grund der 8§ 47 Abs. 2, 49a Abs. 1 und 50 Abs. 1 kénnen bereits ab dem auf
seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie durfen jedoch friihestens mit dem
1. Janner 2019 in Kraft gesetzt werden. Verordnungen, die auf Grund der §8 47 Abs. 2 und 49a
Abs. 1 in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 geltenden Fassung erlassen wurden, bleiben
bis zur Erlassung von Verordnungen auf Grund der 88 47 Abs. 2 und 49a Abs. 1 weiter in Kraft.
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R | S Bundesrecht konsolidiert

(20) §38 und §59 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.58/2018, treten mit
1. August 2018 in Kraft.

Vollziehung
8§ 70. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Artikel 5
Notifikationshinweis gemaf Artikel 12 der Richtlinie 83/189/EWG
(Anm.: aus BGBI. I Nr. 5/2008, zu § 10, BGBI. Nr. 52/1991)

Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 83/189/EWG des
Rates Uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften in der
Fassung der Richtlinien 88/182/EWG und 94/10/EWG der Européischen Kommission notifiziert
(Notifikationsnummer 2007/549/A).

www.ris.bka.gv.at Seite 22 von 22



	I. Teil: Allgemeine Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechts
	II. Teil: Verwaltungsstrafverfahren
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

	2. Abschnitt
	Sicherung der Strafverfolgung und der Strafvollstreckung

	3. Abschnitt: Ordentliches Verfahren
	4. Abschnitt: Abgekürztes Verfahren
	5. Abschnitt: Sonstige Abänderung von Bescheiden
	III. Teil: Strafvollstreckung

	IV. Teil: Straftilgung, besondere Verfahrensvorschriften, Verfahrenskosten
	Artikel 5


